
 

 

Propädeutisches Seminar: Verwaltungsgerichtsbarkeit im Rechtsvergleich – SS 2024 

Im kommenden Sommersemester 2024 bieten wir ein propädeutisches Seminar für 

Studierende ab dem 3. Fachsemester an, das sich mit Verwaltungsgerichtsbarkeit im 

europäischen Rechtsvergleich befasst! 

Ziel des freiwilligen Seminars ist es, interessierte Studierende zu Semesterbeginn in das 

wissenschaftliche Arbeiten sowie in die Methodik der Rechtsvergleichung einzuführen und 

ihnen zugleich Gelegenheit zu geben, unter Anleitung wissenschaftliche Beiträge zu verfassen. 

Damit dient das Seminar primär der Vorbereitung auf das Schwerpunktstudium. 

Das Seminar beinhaltet neben einführenden Einheiten und einer Bearbeitungsphase in Passau 

eine Präsenzwoche vom 29.4.–3.5.2024 an der Juristischen Fakultät der ELTE Budapest. In 

dieser sollen die Studierenden ein vorbereitetes verwaltungsrechtliches Thema in 

internationalen Kleingruppen rechtsvergleichend darstellen. Die Themen sollen gemeinsam 

aus der Sicht der jeweiligen nationalen Rechtsordnungen sowie unter Berücksichtigung der 

Einflüsse des Unionsrechts erörtert werden. Zudem werden thematisch passende Vorträge 

und Vorlesungen sowie ein entsprechendes Rahmenprogramm mit freiwilligen Aktivitäten 

angeboten (Besuch der Kurie, des Parlaments und des Verfassungsgerichts, Stadtbesichtigung 

etc.). Das Seminar wird sowohl in Passau als auch während der Präsenzwoche in deutscher 

Sprache abgehalten. 

Die Präsenzwoche wird als sog. Erasmus Blended Intensive Programm gefördert, wodurch den 

Studierenden für die Präsenzwoche voraussichtlich keine Kosten entstehen. Genauere 

Informationen über die Förderung werden zu Beginn des Programms bereitgestellt. Über die 

Teilnahme am Seminar wird eine Bescheinigung ausgestellt. 

Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl werden interessierte Studierende gebeten, sich 

zeitnah mit einem Motivationsschreiben (max. 1 Seite) an jan.kuehne@uni-passau.de zu 

wenden. Für Rückfragen zum Seminar steht der Lehrstuhl ebenfalls gerne zur Verfügung. 
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